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ICTR Internationaler Strafgerichtshof für Ruanda (International Criminal
Tribunal for Rwanda)

ICTY Internationaler Strafgerichtshof für das ehemalige Jugoslawien
(International Criminal Tribunal for the former Yugoslavia)

IRSG Bundesgesetz über internationale Rechtshilfe in Strafsachen

TPIR Tribunal pénal international pour le Rwanda
TPIY Tribunal pénal international pour l'ex-Yougoslavie
EIMP Loi fédérale sur l'entraide internationale en matière pénale
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Rechtshilfe

Völlig unbestritten war im Ständerat in der Wintersession 2020 die Ausdehnung der
Zusammenarbeit gemäss IRSG auf internationale Strafinstitutionen. Die angestrebte
Änderung von Artikel 1 des IRSG soll es der Schweiz künftig erlauben, Rechtshilfe nicht
mehr nur an staatliche, sondern auch an internationale Institutionen zu leisten, und
damit die Spezialgesetzgebungen für das Jugoslawien- (ICTY) und das Ruanda-Tribunal
(ICTR) ersetzen. Bundesrätin Karin Keller-Sutter bezeichnete die Zusammenarbeit mit
internationalen Strafinstitutionen als «unerlässlich» für das Engagement gegen die
Straflosigkeit, das die Schweiz auf der internationalen Ebene «sehr» unterstütze. Die
Ständekammer nahm den Entwurf ohne jegliche Änderungsanträge einstimmig an. In
der Schlussabstimmung stimmte der Ständerat dem Gesetz mit 38 zu 1 Stimme bei 3
Enthaltungen zu, wobei ihm vier Vertreter der SVP-Fraktion die Zustimmung
verweigerten. Im Nationalrat stimmte die SVP-Fraktion geschlossen gegen die Vorlage,
womit diese die Schlussabstimmung in der grossen Kammer mit 141 zu 54 Stimmen
passierte. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.12.2020
KARIN FRICK

1) AB NR, 2020, S. 2728; AB SR, 2020, S. 1193 f.; AB SR, 2020, S. 1438; BBl, 2020, S. 9969 f.
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